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Gesetz zum besseren Schutz von Kindern hat den Bundesrat passiert
Der Bundesrat hat am 23.05.2008 das Gesetz zur Erleichterung familiengerichtlicher Maßnahmen bei Gefährdung des Kindeswohls gebilligt. Das Gesetz erleichtert die Eingriffsmöglichkeit der Familiengerichte bei Gefährdung des Kindeswohls, beschleunigt die Verfahren durch Eilmaßnahmen und zwingt die Gerichte zur Kontrolle bereits gefällter Entscheidungen. Es tritt am Tag nach der Verkündung im Bundesgesetzblatt in Kraft. Die Gesetzesänderungen beruhen auf den Vorschlägen einer Expertengruppe, der insbesondere Praktiker aus den Familiengerichten und der Kinder- und Jugendhilfe angehörten. Durch das frühe Eingreifen soll die Trennung der Kinder von ihren Eltern vermieden werden. (Inhalt des Gesetzes und Gang des Verfahrens, Gesetzestext, PM Bundesjustizministerium), s.u., Hinweis auf die Zeitschrift Forum Familienrecht, Heft Nr. 6.
Strukturreform des Versorgungsausgleichs

Das Bundeskabinett hat am 21.5.2008 das Gesetz zur Strukturreform des Versorgungsausgleichs beschlossen. Das materielle Recht und das Verfahrensrecht des Versorgungsausgleichs werden damit grundlegend neu geregelt – am Grundsatz der Teilung der in der Ehe erworbenen Versorgungen wird nichts geändert. 

Die Reform sieht vor, dass künftig jede Versorgung, die ein Ehepartner in der Ehezeit erworben hat, im jeweiligen Versorgungssystem zwischen beiden Eheleuten geteilt wird. Dieser Grundsatz der „internen Teilung“ soll zukünftig Vorrang  haben. 
Pressemitteilung des Bundesjustizministeriums
BVerfG: Kein Verheiratetenzuschlag bei eingetragener Lebenspartnerschaft
Beamten wird neben ihrem Grundgehalt ein Familienzuschlag gewährt, wenn sie verheiratet, verwitwet oder geschieden sind, soweit sie aus der Ehe zum Unterhalt verpflichtet sind. Der Zuschlag steht ihnen beispielsweise zu, wenn in der Ehe ein Ehegatte wegen der Aufgabe der Kindererziehung und hierdurch bedingter Einschränkungen bei der eigenen Erwerbstätigkeit tatsächlich Unterhalt vom Ehegatten erhält und so ein erweiterter Alimentationsbedarf entsteht. Demgegenüber hat der Gesetzgeber bei der eingetragenen Lebenspartnerschaft in der Lebenswirklichkeit keinen typischerweise bestehenden Unterhaltsbedarf gesehen, der eine rechtliche Gleichstellung nahe legen könnte.
Az 2 BvR 1830/06, Beschluss vom 6.5.2008, BVerfG-Pressemiteilung.
S.a. Newsletter Nr. 5/08, EuGH-Urteil vom 1.4.2008 und Newsletter Nr. 11/07, BVerfG-Beschluss vom 20. September 2007.

BGH: Betriebliche Altersversorgung und öffentl.-rechtl. Versorgungsausgleich
Ein privatrechtlich organisierter Träger der betrieblichen Altersversorgung, der keine Realteilung zulässt, ist am Verfahren über den öffentlich-rechtlichen Versorgungsausgleich grundsätzlich nicht materiell beteiligt. Er kann mit der Rechtsbeschwerde nicht geltend machen, das bei ihm bestehende Anrecht sei in der Ausgleichsbilanz der Ehegatten mit einem fehlerhaften Wert (hier: insgesamt volldynamisch statt angeblich statisch) berücksichtigt worden.
Az XII ZB 62/07, Beschluss vom 9.1.2008, beim BGH unter Entscheidungen
OLG Düsseldorf: Teilzeitarbeit für Alleinerziehende nach Unterhaltsrechtsreform
Alleinerziehende mit Grundschulkindern müssen auch nach Inkrafttreten der Unterhaltsreform zum 01.01.2008 nur Teilzeit arbeiten. Einem geschiedenen alleinerziehenden Ehepartner ist nur zumutbar, neben der Betreuung zweier Kinder im Grundschulalter einer Teilzeittätigkeit (hier: fünf Stunden) nachzugehen. Er muss allerdings gegebenenfalls bestehende Kinderbetreuungsplätze nutzen und im Einzelfall beweisen, dass keine Betreuungsmöglichkeiten bestehen. Entscheidend seien stets die Umstände des Einzelfalls (vgl. § 1570 Absatz 1 Satz 2 und 3, Absatz 2 BGB). So könne auch die zuvor in der Ehe praktizierte Rollenverteilung von Bedeutung sein. Es komme etwa ein gleitender Übergang in das Arbeitsleben in Betracht, auch könne die Anzahl der Arbeitsstunden nach und nach auf das zumutbare Maß gesteigert werden, wenn ein alleinerziehende Ehepartner früher nicht berufstätig gewesen sei.
Az II-2 WF 62/08, Beschluss vom 9.5.2008 (erst in ca. 2 Wochen abrufbar), Pressemitteilung.
OLG Düsseldorf: neue Methode zur Berechung des Unterhalts

Bei berufstätigen Ehepartnern aus erster und zweiter Ehe legt das OLG eine neue Methode zur Berechnung des Unterhalts fest. Wenn sowohl der geschiedene als auch der neue Partner arbeiten und Einkommen erzielen, ist zur Berechnung des Unterhalts das zur Verfügung stehende Einkommen des Unterhaltspflichtigen und aller Ehepartner zu addieren und durch die Zahl der Beteiligten (ohne Kinder) zu teilen. Anschließend wird das jeweilige Erwerbseinkommen des Ehepartners abgezogen, um die konkrete Höhe des Individuellen Unterhaltsanspruchs eines Ehepartners zu ermitteln. 
Az II-2 UF 135/06, Urteil vom 5.5.2008, Pressemitteilung vom 21.5.2008.
OLG Brandenburg: Kein Anspruch auf Altersunterhalt bei grober Unbilligkeit
Beide Parteien sind Altersrentner.  Der Antragsteller hat vorgetragen, die Antragsgegnerin habe bereits seit Dezember 2003 einen Lebensgefährten, mit dem sie lebe und wirtschafte. Nach seinem Vortrag dauerte diese Gemeinschaft bei Rechtskraft der Scheidung bereits seit 3 Jahren an. Von einer Verfestigung ist demnach auszugehen. Ein etwaiger Anspruch auf Unterhalt wegen Alters gemäß §§ 1569, 1571 BGB ist gemäß § 1579 Nr. 7 BGB a. F. bzw. § 1579 Nr. 2 BGB n. F. wegen grober Unbilligkeit zu versagen.
Az 9 UF 111/07, Urteil vom 27.3.2008
OLG Hamm: Zuständigkeit des Familiengerichts bei Zahlung von Nutzungsentgelt

Für die Entscheidung über den Antrag auf Zahlung von Nutzungsentgelt gegen den nach rechtskräftiger Ehescheidung in der Ehewohnung der Parteien verbliebenen Ehegatten ist  das Familiengericht zuständig. Das trifft auch dann zu, wenn der in Anspruch genommene Ehegatte die Ehewohnung, die im Alleineigentum des antragstellenden Ehegatten steht, freiwillig aufgegeben hat und die Parteien noch keine endgültige und umfassende Einigung über die künftige Nutzung der Ehewohnung getroffen haben.
Az 2 Sdb 6/08, Beschluss vom 6.3.2008 (Az eingeben, bitte auf Leerzeichen achten).
OLG Koblenz: Keine Darlehensaufnahme
Kann ein Unterhaltspflichtiger den zur Abfindung eines künftigen schuldrechtlichen Ausgleichsanspruchs erforderlichen Betrag nicht aus seinem Vermögen, sondern nur durch Aufnahme eines Darlehens aufbringen, kann von ihm ein vorzeitiger schuldrechtlicher Ausgleich regelmäßig nur in Form von Ratenzahlung verlangt werden, wenn das der Billigkeit entspricht. Die Aufnahme eines Darlehens ist unzumutbar. 

Az 9 UF 693/07, Beschluss vom 5.3.2008
OLG Köln: Unterhaltsverpflichtung und freiwillig geleistete Überstunden
Zur Erfüllung der Unterhaltspflicht gegenüber dem volljährigen Sohn muss der Unterhaltspflichtige grundsätzlich lediglich einer „normalen“ Arbeitstätigkeit nachgehen. Überstunden sind nur insoweit anzurechnen, wie dies berufsbedingt üblicherweise verlangt wird. Hat sich der Unterhaltspflichtige jedoch erheblich verschuldet, zum Beispiel durch den Kauf eines Hauses, und muss er deswegen in erheblichem Umfang Überstunden leisten, so hat der Unterhaltsberechtigte Anspruch darauf, dass bei der Berechnung seines Bedarfs das gesamte Einkommen des Beklagten zu berücksichtigen ist. Denn der Unterhaltspflichtige hat seine Arbeitsbelastung aus freien Stücken so gewählt, dass er den von ihm gewünschten Lebensstandard decken kann. Noch nicht erwerbstätige Kinder leiten ihren Bedarf von der Lebensstellung ihrer Eltern ab. 
Az 4 UF 120/07, Urteil vom 26.2.2008, (Az eingeben, bitte auf Leerzeichen achten).
OLG Brandenburg: Erlernen der deutschen Sprache
Unterhaltspflichtige oder –berechtigte Personen, die nur schlecht deutsch sprechen, sind verpflichtet, zur Herstellung bzw. Verbesserung ihrer beruflichen Chancen die deutsche Sprache zu erlernen. 

Az 9 UF 157/07, Urteil vom 7.2.2008, nicht in der Datenbank, muss schriftlich oder telefonisch angefordert werden: Kontakt OLG Brandenburg
OLG Nürnberg: Keine Befristung bei Unterhalt wegen Krankheit

Bei einem Unterhalt wegen Krankheit kommt der ehelichen Solidarität gesteigerte Bedeutung zu. Bei einer langen Ehedauer und drohender Verschlechterung des Gesundheitszustandes in der Zukunft kann daher von einer Befristung abgesehen werden.

Az 10 UF 1205/07, Urteil vom 28.1.2008, abgedruckt in FF, Heft 2008, S. 202 ff., mit Anmerkung Grandel.

LG Düsseldorf: Versuchte Erpressung im Unterhaltsrecht
Ein Ehemann, der seine getrennt lebende Ehefrau damit bedroht hat, er werde die unter seiner Leitung entgeltlich beschäftigte gemeinsame Tochter aus dem Arbeitsverhältnis entlassen, und dadurch seine Frau zum Verzicht auf bestehende Unterhaltsansprüche veranlassen will, macht sich wegen versuchter Erpressung strafbar. 
Az 21 Ns 32/07, Urteil vom 26.2.2008, nicht in der Datenbank, muss schriftlich oder telefonisch angefordert werden: Kontakt LG Düsseldorf. 
Zeitschrift Forum Familienrecht
In FF Heft 6, das im Juni erscheint: Aufsätze von Harald Vogel, aufsichtführender Richter am AG Berlin, über das „Gesetz familiengerichtlicher Maßnahmen bei Gefährdung des Kindeswohls“ (s.o.) und von Dr. Helmut Büttner, VorsRiOLG  i.R.: „Ist das Bundesverfassungsgericht das oberste Amtsgericht der Bundesrepublik?“. Außerdem Berichte über die Veranstaltung der Arbeitsgemeinschaft Familienrecht auf dem Deutschen Anwaltstag am 2. Mai 2008 in Berlin („Freiheit der Lebensformen im Lichte des Artikel 6 GG“, s. Newsletter Nr. 5) und über die Arbeit des Geschäftsführenden Ausschusses.  
http://familienanwaelte-dav.de/fuer-familienanwaelte/forum-familienrecht 
Ehrenzeichen der deutschen Anwaltschaft für RAuN Wolfgang Schwackenberg
Auf dem Deutschen Anwaltstag in Berlin ist Rechtsanwalt und Notar Wolfgang Schwackenberg, Oldenburg, am 1. Mai 2008 das Ehrenzeichen der Anwaltschaft verliehen worden. Mit dem Ehrenzeichen der Anwaltschaft zeichnet der Vorstand des DAV Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte aus, die sich im besonderen Maße um die Anwaltschaft verdient gemacht haben. Der Geschäftsführende Ausschuss der AG Familienrecht, deren Ehrenmitglied RAuN Schwackenberg ist, gratuliert!
Termine

Familienrechtliches Forum Göttingen am 28. 6. 2008

Themen unter anderen: „Das neue Familienverfahrensrecht“, „Verfahren in Kindschaftssachen“und „’Familienversagen’ und Familienpolitik“. In zwei Workshops geht es um „Neue Elemente im familiengerichtlichen Verfahren“ und um die “Stärkung des Kindeswohls im Verfahren“. Programm und Anmeldung.
SommerIntensiv in Saas Fee 7. bis 14. 9. 2008

Versorgungsausgleich, Unterhalt und Zugewinnausgleich – die familienrechtlichen Ausgleichssysteme im Zusammenspiel. Referenten sind Wolfram Viefhues, aufsichtführender Richter am AG Oberhausen, RA Jörn Hauß, Duisburg und Rainer Glockner, Rechts- und Rentenberater. Die Seminarleitung und Moderation übernimmt RAin Inge Saathoff, Oldenburg. Das ausführliche Programm finden Sie auf unserer Internetseite, wo Sie sich auch online anmelden können. 
International Society of Family Law in Wien vom 16. bis 20. 9. 2008
Internationale Tagung, Hauptthema: “Family Finances”. Programm und Anmeldung finden Sie auf der Internetseite der Universität Wien. 
67. Deutscher Juristentag vom 23. bis 26. 9. 2008 in Erfurt
Die Abteilung Zivilrecht geht der Frage nach, ob die familienrechtlichen Ausgleichssysteme (Unterhalt sowie Zugewinn- und Versorgungsausgleich) angesichts gewandelter gesellschaftlicher Verhältnisse noch zeitgemäß sind. Die Thesen der Gutachterin, Prof. Dr. Nina Dethloff, Bonn, sind in der NJW 2008, Heft 21, als Beilage bereits veröffentlicht worden. Programm und Anmeldung. 
Die diesjährige Herbsttagung und Mitgliederversammlung findet vom 27.11. bis 29.11. 2008 in Potsdam statt: „Mein Geld – Dein Geld – Kein Geld“. 
Seminare der AG Familienrecht im DAV in allen OLG-Bezirken, organisiert von der conventionspartners GmbH, finden Sie auf unserer Internet-Seite, wo Sie sich auch online anmelden können. 
conventionpartners GmbH, Tel. 0228 - 35 00 441 Fax: 0228 - 35 00 450 
e-mail: info@cp-bonn.de
v.i.S.d.P.: Rechtsanwältin Ingeborg Rakete-Dombek,
Vorsitzende  des Geschäftsführenden Ausschusses der AG Familienrecht im DAV
Für eine Abmeldung aus dem Verteiler wenden Sie sich bitte an die Mitgliederverwaltung des DAV:
Tel. 0 30 / 72 61 52--178 Frau Schuminski
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